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Zu unserem Titelbild

Werner Hintze

57, verheiratet, 3 Kinder

1978 bis 1996 in Pöring, seitdem in Zorneding

freiberuflicherer Software-Ingenieur
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Liebe Mitbürgerinnen und Mitbürger
aus allen Zornedinger Ortsteilen, 

falls wir uns noch nicht persönlich be-
gegnet sind, möchte ich mich Ihnen
hier kurz vorstellen.

Als ich 1950 zur Welt kam, studierte
mein Vater gerade Architektur in Holz-
minden an der Weser. Seine erste An-
stellung fand er im damals stark
wachsenden Bonn, was bereits 1951
meinen ersten Umzug verursachte.
Mit der Wiedereinführung der Bundes-
wehr entschloss sich mein Vater, sein
inzwischen florierendes Atelier wieder
aufzugeben und seine Laufbahn als
Berufsoffizier fortzusetzen. In der
Folge - mein Vater wurde alle vier
Jahre versetzt, meine Mutter und ich
folgten jeweils mit etwa zwei Jahren
Verzögerung - kam ich 1957 nach
Mittenwald, 1961 nach Rosenheim
und 1965 nach München, wo ich 1969
mein Abitur machen konnte. Meine
Eltern hatten sich entschlossen, die
Wohnung in München zu behalten,
sonst wären noch Düsseldorf und Ulm
dazugekommen.

Nach 2 Jahren Wehrdienst folgte mein
Studium der Elektrotechnik/Nach-
richtentechnik an der TU München mit
Diplom 1977. Da war ich schon fünf
Jahre mit meiner Frau Barbara verhei-
ratet. Mein Einstieg in’s Berufsleben
fand bei einem mittelständischen
Computerhersteller in München statt,
dessen Geschäftsführer einige Zeit
später für sein Haus in Pöring einen
Nachmieter suchte. Nachdem uns der
Hauswirt akzeptiert hatte, obwohl (!)

wir noch keine Kinder hatten, zogen
wir im April 1978 um und meldeten
uns in der damals noch selbständigen
Gemeinde Pöring an. Kurz darauf
nach Zorneding eingemeindet,
gründete ich 1981 zusammen mit
Partnern ein Software-Haus, das bis
2001 mit einigem Erfolg Entwick-
lungsprojekte für namhafte Kunden in
der Industrie durchführte. Seitdem
bin ich als Software-Ingenieur in
diesem Bereich selbständig.

Den von unserem Hauswirt beim Ein-
zug beanstandeten Kindermangel
konnten wir 1982, 1985 und 1988
beheben. Alle Drei haben den Kinder-
garten und die Grundschule in Pöring
besucht. Der Jüngste hat wegen
unseres Umzugs auf die Zornedinger
Seite 1996 die zweite Hälfte seiner
Grundschulzeit in Zorneding ver-
bracht. Jetzt studieren die beiden
‚Großen’ und der Jüngste steht kurz
davor.

Mein Einstieg in Ehrenämter begann
ganz harmlos 1991 als Schulweghelfer
und Elternsprecher. Dann fand ich in
der Agenda 21 eine interessante
Möglichkeit, mich über den per-
sönlichen Bereich hinaus für die Ge-
meinschaft einzubringen. Nach einiger
Zeit wurde ich Sprecher im Arbeits-
kreis Verkehr, der in dieser Zeit einige
Erfolge erzielen konnte. In Frühjahr
2002 wurde ich als Unabhängiger auf
der Liste der SPD in den Gemeinderat
gewählt. 

Ich habe bald erkannt, dass ver-
nünftige politische Arbeit ohne eine

starke Organisation im Rücken nicht
zu leisten ist. Deshalb bin ich schließ-
lich in die SPD eingetreten, die Partei
meiner großen Vorbilder Hans-Jochen
Vogel, Willy Brandt und Helmut
Schmidt, und führe, wie das Leben so
spielt, seit 2005 den SPD-Ortsverein
Zorneding-Pöring.

Um das Amt des Bürgermeisters
bewerbe ich mich, weil ich glaube,
unsere Gemeinde mit meiner Lebens-
erfahrung ein Stück weiter voran-
bringen zu können. Zorneding und
Pöring haben viel Potential, das zum
Nutzen Aller eingesetzt werden soll.
Denken Sie nur an unsere günstige
Lage in einer florierenden Großstadt-
Region und das hohe (Aus-)Bildungs-
niveau unserer Bürgerinnen und
Bürger. Daraus sollten wir mehr
machen und zwar gemeinsam. Ich
möchte Sie, die Einwohner und die
Geschäftsleute, deutlich stärker in die
Entwicklung unserer Gemeinde ein-
beziehen, als das derzeit der Fall ist.
Wir haben vielfältige Instrumente, ein
Wirtschaftsforum, eine wiederbelebte
Agenda 21, vielleicht einen
Seniorenbeirat und manches mehr,
wir müssen sie nur nutzen. 

Es würde mich freuen, wenn Sie mir
und den Kandidatinnen und Kan-
didaten der SPD Ihr Vertrauen
schenken. Wir werden uns für Sie ein-
setzen!
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Werner Hintze - Ein Kurzportrait
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Was wollen wir, die SPD, in der Ge-
meinde erreichen? Wohin soll es die
nächsten Jahre gehen? Aus unserer
Erfahrung im Lebensumfeld und im
Gemeinderat haben wir Ideen und
Vorstellungen für die kommenden
Jahre entwickelt, die die SPD-Fraktion
in der nächsten Wahlperiode umset-
zen will.

Bürgerbeteiligung

Gerade Kommunalpolitik betrifft die
Menschen unmittelbar. Deshalb ist es
hier besonders wichtig, die Betroffe-
nen wo immer möglich in die Ent-
scheidungsprozesse mit einzubezie-
hen und sie somit zu Beteiligten zu
machen. Das verbessert die Akzep-
tanz und hebt die Qualität, weil viele
Erfahrungen mit einfließen, die sonst
verloren gingen. 

Wir wollen daher wieder ‚mehr Demo-
kratie wagen’ und für ein aufgeschlos-
senes Klima sorgen. Ein wichtigen
Beitrag zu unserem Gemeindeleben
leisten die Vereine, die auch weiterhin

unterstützt und gehört werden sollen.
Als geeignetes Forum für themen-
und projektbezogenes Bürgerengage-
ment hat sich die Agenda 21 erwie-
sen, die wir als überparteiliche Ein-
richtung stärken und fördern wollen.
Wenn genügend Engagierte bereit
sind, sich einzubringen, soll der Ge-
meinderat bei Anliegen der älteren
Generation durch einen Seniorenbei-
rat beraten werden. Für den Bereich
der alten Ortsmitte von Zorneding

wollen wir einen professionell mode-
rierten Arbeitskreis einrichten. Dort
können zunächst die Anlieger und Be-
troffenen gemeinsam mit der Gemein-

de ein Leitbild als Zielvorstellung erar-
beiten, aus dem anschließend eine
Rahmenplanung entwickelt werden
kann.

Wirtschaftsförderung

Unsere Firmen und Geschäftsleute
sind ein ganz wichtiger Bestandteil
unserer Gemeinde, nicht nur wegen
der Gewerbesteuer. Ein breites Ange-
bot an Einkaufsmöglichkeiten und Ar-
beitsplätzen am Ort erspart den Men-
schen und der Umwelt Zeit und unnö-
tige Wege. Es liegt daher im Interesse
aller, die ansässigen Firmen zu unter-
stützen, die Ansiedlung neuer Betrie-
be zu betreiben und Abwanderungen
möglichst zu verhindern.

Wir wollen mit der Einrichtung eines
Wirtschaftsforums dafür sorgen, dass
wichtige Themen schon im Vorfeld er-
örtert werden. So erfährt die Gemein-
de, wo der Schuh drückt und umge-
kehrt werden die Betroffenen nicht
durch Maßnahmen überrascht, die ih-
ren Betrieb beeinträchtigen. Die Ver-

Besser so!
Die Leitlinien der SPD zur Kommunalwahl 2008



marktung Zornedings als Wirtschafts-
standort und die Werbung für seine
Betriebe ist eine Aufgabe, die ge-
meinsam erfolgreicher zu bewältigen
ist.

Familien, Jugend und ältere
Mitbürger

Was für die Wirtschaft gilt, gilt erst
recht für die Menschen. Die Gemein-
de ist gefordert, noch stärker auf die
Bedürfnisse aller Generationen einzu-
gehen. Darin liegen durchaus Chan-
cen, die Attraktivität des Ortes auch
für Neubürger zu steigern und den
Stillstand der letzten Jahre zu über-
winden. Unsere Jugendlichen gehen
heute nach der vierten Klasse alle
auswärts zur Schule. Deshalb ist es
wichtig, sie mit guten Freizeitangebo-
ten an den Ort zu binden. 

Wir wollen uns dafür einsetzen, dass
bezahlbarer Wohnraum für junge
Leute, die auf eigenen Füßen stehen
wollen, für mehrere Generationen un-
ter einem Dach und für Alterswohn-
gemeinschaften geschaffen wird. Das
Angebot an Kinderbetreuungseinrich-
tungen soll bedarfsgerecht weiterent-
wickelt werden Ein wichtiger Beitrag
für Gesundheit und Freizeit wird die
Dreifach-Sporthalle, deren Bau nach
der langen Vorgeschichte jetzt zügig
in Angriff zu nehmen ist.

Ausgewogene Ortsentwicklung

Die große Mehrzahl der Berufstätigen
aus unserer Gemeinde sind Pendler.
Mit der Schaffung wohnortnaher Ar-

beitsplätze - siehe oben - kann auch
mehr Kaufkraft am Ort gehalten wer-
den, da viele aus Zeitgründen in ih-
rem Arbeitsumfeld einkaufen gehen.
Gerade in Teilen von Pöring fehlen
weitgehend Einkaufsmöglichkeiten,
die zu Fuß erreichbar sind.

Wir wollen mit einer maßvollen Stei-
gerung der Einwohnerzahl und damit
der Nachfrage u.a. erreichen, dass
die Versorgung mit Gütern des täg-
lichen Bedarfs im unmittelbaren
Wohnumfeld in Pöring verbessert
wird. In Zorneding werden wir uns
dafür einsetzen, dass die Vorausset-
zungen für genügend Einkaufsmög-
lichkeiten gegeben sind, die auch
ohne Auto zu erreichen sind. Neubau-
projekte müssen sich harmonisch in
unseren Ort einpassen. Wir wollen
schließlich keine Vorstadt von Mün-
chen werden, sondern Zorneding, Pö-
ring, Ingelsberg und Wolfesing blei-
ben.

Praktizierte Nachhaltigkeit

Die Bewahrung der Lebensgrundla-
gen für die kommenden Generatio-
nen bei gleichzeitiger Pflege unserer
Lebensqualität ist eine große Heraus-
forderung. Sie kann nur gelingen,
wenn die vorhandenen Ressourcen
verantwortungsbewusst und intelli-
gent genutzt werden. Das gilt für
Bauvorhaben und Renovierungen ge-
nau so wie für die Mobilität und die
Grundversorgung. Hier haben die
Grundbedürfnisse der Bevölkerung
Vorrang vor Wirtschaftsinteressen.
Daher muss die Trinkwasserversor-

gung in kommunaler Hand verblei-
ben.

Wir wollen, dass bei allen kommuna-
len Bauvorhaben die neuesten Er-
kenntnisse für energieschonendes
Bauen angewandt und regenerative
Energien genutzt werden. Für den
privaten Bereich sind die Rahmenbe-
dingungen zu schaffen, dass die Bau-
herren schon im eigenen Interesse
energieoptimiert planen und bauen.
Wir wollen den öffentlichen Perso-
nennahverkehr stärken und uns für
ein erweitertes S-Bahn-Angebot auch
werktags bei Nacht einsetzen, damit
Theater- und Disco-Besucher nicht
mehr auf das Auto angewiesen sind.
Diese und andere Verkehrsprobleme
sind aber nur in Kooperation mit den
Nachbargemeinden zu lösen.

Sie sehen, auch wenn es sich in un-
serer Gemeinde gut leben lässt, gibt
es noch so manches zu tun. Damit wir
diese Vorstellungen umsetzen kön-
nen, braucht Zorneding eine starke
SPD-Fraktion im Gemeinderat. Sie ha-
ben es am 2. März 2008 in der Hand,
die Politik der Gemeinde neu auszu-
richten.

Bitte machen Sie von Ihrem Wahl-
recht Gebrauch.
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Weiter so?
Von Werner Hintze

„Zorneding hat mehr verdient, als nur
ein Weiter so.“ Das war eine meiner
Thesen bei der Nominierungskon-
ferenz der SPD zur Kommunalwahl
2008. Warum eigentlich? Auf den
ersten Blick scheint alles in Ordnung.
Aber wer genauer hinschaut, ... Vier
Beispiele:

Bundesgartenschau verschlafen

Im Vorfeld der Bundesgartenschau
2005 bildeten sich Arbeits-
gemeinschaften aus Gemeinden, die
die Buga für sich nutzen wollten. Ein
Projekt war ein Radweg rund um
München, der um Abstecher in die Re-
gion ergänzt wurde. So wurden die
Besucher auch in’s Umland gelockt,
mit den entsprechenden wirt-
schaftlichen Chancen. Der
Bürgermeister von Vaterstetten lud
Zorneding ein, mitzumachen. Um das
‘Tor zum Ebersberger Forst’ zu
werden, hätten 120 m Feldweg beim
Anstieg nach Ingelsberg hergerichtet
werden sollen, mehr nicht. Aber die
Verwaltung hatte kein Interesse und
CSU-Fraktionssprecherin Bauer be-
schied das Vorhaben mit dem
schönen Satz „Zorneding ist stolz auf
seine naturbelassenen Feldwege.“ Die
Mehrheit des Gemeinderats lehnte ab.
Ergebnis: Das Geschäft machten Haar,
Vaterstetten und Andere, Zorneding
blieb außen vor. Weiter so?

Kein Gymnasium für Zorneding

Ob ein Gymnasium für den Landkreis
das wichtigste Vorhaben ist, darüber
kann man streiten. Aber wenn schon
eines gebaut wird, ist Zorneding der
beste Standort, darüber kann man ei-
gentlich nicht streiten. Hier können
Schülerinnen und Schüler sowie die
Lehrkräfte ihre Schule aus Nord und
Süd, Ost und West am leichtesten
erreichen. Deshalb hat unsere
Fraktion schon sehr früh eine Ent-
schließung angeregt, die unserem
Bürgermeister den Rücken stärken
sollte. Es kam uns schon sehr
merkwürdig vor, dass die CSU-
Fraktion davon nichts wissen wollten.
Als es im Kreistag zur Entscheidung
kam, stellte sich Zorneding mit einer
kaum zu beschreibenden Präsentation
und denkbar schlecht vorbereitet dar.
Nicht einmal Folien, die den Standort
hätten erklären können, waren vor-
handen. Das löste selbst bei CSU-
Kollegen Kopfschütteln aus. Der
Bürgermeister aus Kirchseeon hatte
leichtes Spiel. Mit einer eher be-
scheidenen Powerpoint-Präsentation
konnte er den Kreistag überzeugen.
Am Ende stimmte selbst unser
Bürgermeister gegen den Standort
Zorneding. Fazit: Als eine der
reichsten Gemeinden tragen wir einen
Großteil der Kosten und die Nachbarn
haben das Gymnasium. Weiter so?

„Nicht zuständig, wir können
nichts machen“

So lautet die Lieblings-Floskel der Rat-
hausführung, wenn es um die großen
und kleinen Ärgernisse der Bür-
gerinnen und Bürger geht. Ganz im
Gegensatz zu den Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern, die sich stets mit
viel Engagement bemühen, auf Ihre
Belange einzugehen.

Als sich abzeichnete, dass die Sende-
antennen auf dem Raiffeisengebäude
gekündigt werden sollten, schlug der
Bürgermeister das Angebot aus dem
Gemeinderat aus, gemeinsam auf die
Anwohner zuzugehen, um über die
Vor- und Nachteile des Standorts zu
diskutieren. Nachdem sich eine Ini-
tiative gegen den Funkmast am Wert-
stoffhof gebildet hatte, lehnte der
Bürgermeister eine aktive Beteiligung
der Gemeinde an der Standortsuche
ab. „Wir sind ...“ siehe oben.

Die Geschäfte an der Münchner Stra-
ße standen von einem Tag zum
nächsten vor der Situation, dass
niemand mehr kam, weil die Straße
gesperrt war. Vorab-Information?
Fehlanzeige. „Für die Bundesstraße ist
das Straßenbauamt zuständig“. Die
Beschilderung während der Sperrung
der Ortsausgänge war für Ortsfremde
nicht nachvollziehbar.



Das Schild nach München schickte die
Leute Richtung Kieshaufen, nach
Harthausen dagegen gab es eine Um-
leitung. Noch heute landen Radfahrer

gen München an der Unterführungs-
baustelle im Nichts. Weiter so?

Späte Entlastung

Der Rechnungsprüfungsausschuss
traute seinen Augen kaum. Kurz vor
Jahresende 2007 sollte der Ver-
waltung mal eben im Schnelldurchlauf
für die Jahre 1988 bis 2005 die Ent-
lastung erteilt werden. Bei näherem
Hinsehen mit einer ganzen Reihe un-
geklärter Vorfälle. Entlastung
bedeutet: der Gemeinderat attestiert
der Verwaltung samt ihrer Führung
ein einwandfreies Arbeiten und über-
nimmt im Namen der Bürger die Ver-
antwortung, falls die Gemeinde doch
für irgendetwas haftbar gemacht
werden sollte. Eigentlich kein Pro-
blem, aber wie macht man das seriös
für die vor-vorletzte Wahlperiode?
Über so lange Zeiträume wird die Er-
innerung vage, viele der damals
Handelnden sind einfach nicht mehr
da. Und über Allem schwebt die
Frage, warum? Warum lässt man Vor-
gänge so lange liegen? Gibt es etwas
zu verbergen? Hoffentlich nicht!
Solide Rathausführung sieht anders
aus. Weiter so?

Die Serie ließe sich fortsetzen, denken
Sie nur an die Betriebe, die in Nach-
bargemeinden abgewandert sind,
oder das Gezerre um die Sporthalle. 

Es bleibt dabei: Zorneding,
Pöring, Ingelsberg und Wolfesing
haben mehr verdient!

Der neu zu wählende Gemeinderat
wird sich mit der Verdichtung der
Bebauung und mit Nachfolgelasten
auseinandersetzen müssen. Seit
Jahren stagniert die Einwohnerzahl
der Gemeinde, ungewöhnlich im
Speckgürtel Münchens. Nur bevor-
zugten „Freunden“ wird bereitwillig
und schnell eine Baugenehmigung er-
teilt und Landwirte erhalten sämtliche
Freiheiten, egal, ob sie einige Jahre
später die Hallen in Wohnraum
ummünzen oder tatsächlich landwirt-
schaftlich nutzen.

Ein Gesamtkonzept fehlt, Begehrlich-
keiten wird nachgegeben, je nach
dem im welchem Lager der Bauwillige
steht, mehr oder weniger schnell. Das
kann so nicht weitergehen! Die Ge-
meinde Zorneding muss behutsam
und kontinuierlich wachsen, allerdings
mit Sinn und Verstand.

Das heißt nichts anderes, als dass sich
der Gemeinderat Gedanken darüber
zu machen hat, welche Ortsteile
weiter verdichtet oder neu besiedelt
werden, unabhängig davon, wem die

Grundstücke gehören. In der
Dezembersitzung wurde eine
Planungsgruppe vorgestellt, die eine
sogenannte Erhebung für mögliche
Baulandausweisungen – neutral und
ohne Freunderlwirtschaft – aus-
arbeitet. Schön war hier das Spiel der
Gemeinderäte zueinander. Die
meisten Mitglieder der konservativen
Partei sprachen sich gegen ein solches
Gutachten aus, frei nach dem Motto:
wir lassen uns doch von einem
Planungsverband nicht sagen, wo wir
wachsen wollen, „des woll’ ma net,
des bestimma mia selba.“ So der
Originalton von Gemeinderätin Bauer.
Nur mit knapper Mehrheit und mit ei-
nigen Stimmen der gemäßigten CSU-
Mitglieder konnte ein Gutachten in
Auftrag gegeben werden.

Gerne hätte die CSU frei nach dem
Motto „Weiter so“ die Fäden alleine in
der Hand, um schalten und walten zu
können wie dereinst Filser im vor-
letzten Jahrhundert.
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Baulandausweisung
Von Hilde Nuber



Die Jahre 1988 bis 1996 – was sagen
Ihnen diese noch? Nichts? Na so was.
Wissen Sie nicht mehr, dass der
französische Präsident Mitterand und
der Fußballtrainer Schön in jenem
Jahr verstorben sind? Spontan-Alz-
heimer? Nein, gewiss nicht, die Welt
ist zu schnelllebig, Informationen ver-
blassen.

Wir aber, die Mitglieder des Rech-
nungsausschusses müssen Zahlen
und Fakten aus zwanzig Jahren Ver-
gangenheit parat haben, denn der
geschäftsführende Beamte der Ge-
meinde Zorneding ruft eine Sitzung
für diesen Zeitraum ein. Fast zwanzig
Jahre, beginnend mit dem Jahr 1988.
Warum nur? Mag es daran liegen,
dass eine Generalabsolution der Ver-
waltung für Beanstandungen des täg-
lichen Geschäftes in den zwanzig
Jahren erteilt werden soll?

Oder liegt es daran, dass gerade der
Chef der Verwaltung, der geschäfts-
leitende Beamte, Bürgermeister von
Zorneding werden will? Warum nur
wurden die Beanstandungen des
kommunalen Prüfungsverbandes
nicht zeitnah behandelt? Zorneding
war eben bisher nicht „seine“ Ge-
meinde, in der er lebt - und siehe da,

plötzlich der Sinneswandel! Was so
eine Kandidatur zum Bürgermeister
nicht alles ausmacht! Will man doch
mit reiner, weißer Weste einen neuen
Zeitabschnitt beginnen.

Verstehen kann ich das nicht. Be-
anstandungen und ständige Nach-
fragen des kommunalen Prüfungsver-
bandes wurden negiert, Dinge nicht
behandelt, alles wollte man aussitzen
und dann die Absolution erhalten! So
nicht meine Herren, da kann keine
Absolution für die Zahlen und Fakten
erfolgen, so frei nach dem Motto: Wir
schlagen ein Ei darüber und gut ist
es. So aber bleibt die Aufarbeitung
von fast zwanzig Jahren unerledugt.
Es werden sich möglicherweise neu
gewählte Gemeinderäte damit
befassen müssen. Ist so Vertrauen zu
gewinnen? Heiße Eisen werden von
der Verwaltung nicht gerne in die
Hand genommen, ja um Gottes willen
schon gar nicht vor einer Wahl, ja
nicht vielleicht durch Versäumnisse in
die Schlagzeilen geraten.

Schade, es sind fast ausschließlich
Beanstandungen, die einen Sachver-
halt aus der Nichtöffentlichkeit dar-
stellen, so dass diese nicht für die
Bevölkerung aufgelistet werden

dürfen. Nur soviel sei verraten: Lieb
Kind zu jedem geht nicht! So müssen
wir uns vom Rechnungsprüfungsaus-
schuss mit zwanzig Jahre alten
Fragen und Zahlen auseinander-
setzen.

Wie war das, wissen Sie noch etwas
aus 1996? Kofi Annan wird Ge-
neralsekretär der UNO, der Iffland-
ringträger Meinrad stirbt und Bruno
Ganz wird Träger des begehrten
Ringes. Und die Sterbehilfe wird erst-
mals frei diskutiert, zwar im austra-
lischen Darwin, aber immerhin.

Und in Zorneding wollte man in der
Verwaltung 2007 für die fast zwanzig
Jahre alten Beanstandungen der
übergeordneten Behörde sang und
klanglos die Sterbehilfe einführen!

Mit mir als Rechnungsprüfungsaus-
schussvorsitzender nicht, meine
Herren! Ein „Weiter so“ gibt es in
diesem Fall nicht. 
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Was lange währt, wird endlich gut?
Oder vom Versäumnis, rechtzeitig zu informieren

Von Hilde Nuber

Denken Sie beim Einkauf an unsere Inserenten.
Sie verdienen Ihre Aufmerksamkeit.



“Die CSU-Fraktion begrüßt die
Bemühungen um eine leistungsfähige
Infrastruktur im Bereich der neuen
Medien sowohl innerhalb der Ver-
waltung, wie auch gegenüber dem
Bürger. ... Nur durch eine offensive
Kommunikation über politische Ent-
scheidungsvorgänge und ihre Hinter-
gründe ist es unserer Ansicht nach
möglich, dem steigenden Des-
interesse an der Politik und den
sinkenden Wahlbeteiligungen wirksam
entgegenzuwirken.“ 

Diese Stellungnahme hätten wir uns
auch bei unserem Antrag im
Dezember gut vorstellen können. Die
SPD-Fraktion hatte beantragt, für die
Zuschauer der Gemeinderatssit-
zungen die Beschlussvorschläge und
Sachvorträge der öffentlichen Tages-
ordnungspunkte im Foyer auszulegen
und sie auch auf der Website der Ge-
meinde zu veröffentlichen. Bei den
Beratungen wird nämlich oft auf diese
Papiere Bezug genommen, ohne
deren Inhalt zu wiederholen. Das
strafft zwar die Debatte; die Zu-
schauerinnen und Zuschauer können
aber kaum nachvollziehen, worum es
geht, wenn sie nur die Tagesord-

nungspunkte kennen. Können Sie sich
unter Einzeilern wie „Straßen-
erhaltungsmanagement“ oder „9. Än-
derung des Flächennutzungsplans“
etwas vorstellen?

Leider stammt der eingangs zitierte
Text von der CSU-Fraktion in
Memmingen. Die Einlassung der
Zornedinger CSU-Fraktionssprecherin
zeichnete sich dagegen durch größt-
mögliche Ablehnung aus. Ob aus
Furcht vor unseren Bürgern oder aus
Prinzip, weil der Antrag von der
‚falschen Seite’ kam, bleibt offen. Die
Nutzung der Website der Gemeinde
galt endgültig als Teufelszeug. An-
scheinend ist die Zornedinger CSU
noch weit vom Laptop entfernt und
steckt noch tief in der Lederhose.

Wohlgemerkt, es geht um Unterlagen
zur öffentlichen Sitzung, in der die

Themen beraten werden, die nicht
aus Datenschutz- oder Sicherheits-
gründen vertraulich zu behandeln
sind. Da ist nur schwer verständlich,
weshalb die Zuschauer im Unklaren
gehalten werden sollen. Deshalb fand
sich im Zornedinger Gemeinderat
schließlich doch eine Mehrheit der
Mutigen, die zugestimmt hat, die
Unterlagen jeweils vor der Sitzung im
Foyer auszulegen. Mein Dank gilt allen
Kolleginnen und Kollegen, die diesen
Antrag unterstützt haben.

Wenn Sie also demnächst eine Ge-
meinderatssitzung verfolgen, nehmen
Sie Ihr Recht auf Information wahr
und schauen Sie sich an, was da be-
sprochen wird. Die im Januar erkenn-
bare Trotzphase der weitgehend
leeren Sachvorträge ist sicher bald
überwunden. Dann wissen Sie, womit
sich Ihr Gemeinderat beschäftigt
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Angst vor dem Bürger?
Von Werner Hintze 

Am 2. März
für Liste 2



Haben Sie die Weihnachtszeit auch
gut verlebt? Für uns Landkreisbe-
wohner war es eine staade Zeit. Und
doch wurden diese ruhigen Tage
überschattet von immer wieder-
kehrenden, erschreckenden Nach-
richten über Gewaltakte in der
Münchner U- Bahn und S-Bahn - Ge-
walt begangen von Jugendlichen. Es
passierte in unserem Lebensraum und
es betrifft uns. Sicher haben auch Sie
in Ihrer Familie darüber gesprochen.
Fast jeder fühlte sich aufgerufen,
einen Erklärungsversuch zu wagen.
Wie kommt es zu diesen gehäuften
Gewalttaten gegenüber Benutzern
des MVV? Wie Sie auch immer dis-
kutiert haben, für dieses oder gegen
jenes Argument, die Antwort ist für
keinen von uns leicht zu finden und
eine Lösung erst recht nicht.

Wie bereits in der Ausgabe der „Süd-
deutschen Zeitung” vom 5.1.08 so
richtig festgehalten, teilt die An-
wendung von Gewalt durch Jugend-
liche die debattierende Gesellschaft
mittlerweile in zwei Lager, abgesehen
von einigen, wenigen Zwischenrufern.
Im Jahr 2008 heißen diese Lager die
„Harten“ und die „Weichen“.

Die zum Durchgreifen entschlossenen
„Harten” sind offenbar in Zeiten an-
stehender Landtagswahlen das
populärere Lager. Sie argumentieren
gegen die „Weicheier“, die
„Sozialsofties”, die „Gutmenschen”
oder auch die „Kuschelpädagogen”.

Nach der „Spaßjugend” folgt nun die

„Schlagjugend”? Ein Grund zu
reagieren!

Die Reaktion der Harten gegen den
aktuellen Jugendtrend heißen viel
mehr Disziplin und Kontrolle in den
Schulen, Polizeiüberwachung von
Schulschwänzern, Wachschutz wie
von französischen Schulen bekannt,
mehr Videokameras an allen öffent-
lichen Gefahrenzonen, je mehr desto
besser, und, nicht zu vergessen, die
sich durch militärischen Drill aus-
zeichnenden Erziehungscamps, und,
und, und.

Die Harten haben den Schmusekurs
mit der Jugend nun endgültig satt. Sie
gehen soweit, die Strafmündigkeit auf
unter 14 Jahre senken zu wollen, das
Erwachsenenstrafrecht bereits im
Alter von 18 Jahren anzuwenden und
das Höchstmaß der Jugendstrafe von
10 auf 15 Jahre anzuheben. Doch hilft
es die Jugendlichen hart zu bestrafen,
ihnen bis zum Umfallen Regeln ein-
zuschärfen, bis sie sich daran halten
oder sie weggesperrt werden? Unter-
suchungen haben doch bewiesen,
dass bei längeren Haftstrafen die
Rückfallquote steigt.

Natürlich wird bei einem so emo-
tionalen Thema sehr hitzig diskutiert.
Mit der Wirklichkeit hat das alles
nichts mehr zu tun. Das Risiko, in der
U-Bahn Opfer einer Gewalttat zu
werden, beträgt heute eins zu 1.9
Millionen. 1997 lag das Risiko noch
bei eins zu 1.3 Millionen. Die, sogar im
Fernsehen verbreitete, hohe Gewalt-

bereitschaft zeigen Jugendliche, die
sich nicht der Gesellschaft zugehörig
fühlen, die sich hinter einer Hand-
lungsoberfläche verstecken. Dieses
Gefühl der Ausgeschlossenheit trifft
besonders häufig Zuwandererkinder
und so fallen diese deswegen be-
sonders oft auf. Es handelt sich aber
nicht um ein Ausländerproblem,
sondern um ein vielschichtiges In-
tegrationsproblem.

Schauen wir uns diese Jugendlichen
doch einmal genauer an. Wir regis-
trieren fehlende Aufmerksamkeit in
der Familie und zwei im Gefängnis
sitzende Brüder beim Ersten. Der
Nächste leidet an mangelnder An-
erkennung seines Umfeldes und
massiver Vernachlässigung durch die
Eltern im Kindesalter. Der Dritte im
Bunde eines dieser Schlägertrupps ist
der schüchterne Mitläufer, der nicht
wagt, aus der Gruppe, die ihn doch in-
tegriert hat, auszubrechen. Natürlich
entschuldigt dieser Einblick keine ein-
zige der Gewalttaten, sie sind nicht
tolerierbar, doch vor diesem Hinter-
grund wäre Einsperren das Gefähr-
lichste für die Allgemeinheit. Ohne
Selbstwertgefühl und ohne
schützende familiäre Umgebung
würden diese „Täter“ ihre prägenden
Jahre mit Verbrechern zusammen ver-
bringen. Die kriminelle Karriere wäre
vorgezeichnet. Trotzdem, eine Strafe
ist richtig und wichtig! Die „Süd-
deutsche Zeitung” zitierte dazu so
passend Georg Wilhelm Friedrich
Hegel: Schon er wusste: „Täter haben
ein Recht auf Strafe. Sie stellt ihre
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Jugendkriminalität berührt jeden!
Von Bianka Poschenrieder



Würde wieder her, die sie selbst ver-
letzt haben.“

Diesem brisanten und hochkomplexen
Problem müssen wir uns in diesem
aufgeheizten Streit sehr differenziert
stellen. Neben einem wie vom
bayerischen Ministerpräsidenten Gün-
ther Beckstein vorgeschlagenen
Sicherheitskonzept zum Schutz
unserer Bürger, seinen sogenannten
„kreativen Strafen“ wie Führerschein-
entzug, Handyverbot und Einziehen
der Spielkonsole und den abschre-
ckenden Maßnahmen, beschrieben im
Strafverschärfungsgebrüll von CSU
und CDU, muss die Bayerische Staats-
regierung vor allen Dingen und mit
großer Differenziertheit vorbeugende
Schritte einleiten. Da reicht es nicht,
die Zahl der Sozialarbeiter an den
bayerischen Brennpunktschulen kurz-
fristig von 158 auf 225 anzuheben
oder den Handyempfang in „Angst-
räumen“ sicherzustellen.

Und Strafen können doch nur eine
Seite der Maßnahmen sein! Es bedarf
viel größerer und vor allem von
tolerantem Denken geprägter An-
strengungen! Hier einige An-
regungen:

für Kinder mit problematischem Fa-
milienhintergrund müsste eine zu-
sätzliche Betreuung gewährleistet
sein (wie wäre es mit einem „Junio-
renverein“, z.B. „Die Kindheit erle-
ben in Zorneding“);

für Migrantenkinder müsste ein In-
tegrationsmodell ab Kindergarten-

alter aufgebaut werden (wie wäre
es mit der Einführung von Patenfa-
milien, wie z.B. gerade in Grafing in
der Erprobungsphase);

aber auch frischgebackene Eltern
brauchen Hilfen, z.B. erfahrene Hil-
fe in der Kleinkinderbetreuung für
besonders junge Eltern, Schulungs-
programme zum Thema „Wie erzie-
he ich mein Kind zu einem selbst-
bewussten Menschen“, Kredite zur
Unterstützung finanzschwacher El-
tern als Familiengründungsstarthil-
fe und für Zuwandererfamilien kos-
tenfreie Deutsch-Sprachkurse,
Unterstützungsprogramme zur Ein-
gliederung in die neue Heimat;

eine ausreichende individuelle För-
derung des Kindes in den Schulen
wird immer dringlicher (wieder ein-
mal könnten wir uns an den Finnen
ein Beispiel nehmen);

das Stundenbudget der Lehrer
dürfte nicht nur die reine Lehrstoff-
vermittlung beinhalten, sondern
müsste auch Zeiten zur Kommuni-
kation mit den Schülern einrech-
nen, denn Aussprachen und ge-
meinsame Unternehmungen sind
oft wichtiger als mancher Unter-
richt;

das Interesse der Jugendlichen
müsste, ihren Bedürfnissen ent-
sprechend, geweckt werden, indem
wir ihnen außerhalb von Familie
und Schule Aktivitäten anbieten
(wie wäre es mit einer Stärkung
des Ehrenamtes, um die Angebote
der Vereine erweitern zu können);

gerade lernschwachen Schülern
könnte eine handwerkliche Arbeit
zur Vertiefung des Lernstoffes hel-
fen (z.B. würde eine engere Zu-
sammenarbeit von Schulen und Be-
trieben zusätzliche Praktikumsstun-
den ermöglichen);

für bereits auffällig gewordene Ju-
gendliche müsste ein Programm
zur aktiven Behandlung von Verhal-
tensproblemen angeboten werden,
um sie mit einem therapeutischen
Ansatz zu behandeln (wie z.B. in
der „Work & Box Company“ prakti-
ziert, wo nach erfolgter „Therapie“
80% der Jugendlichen in einem
normalen Arbeitsverhältnis einge-
stellt werden können).

Und nicht zu vergessen: niemand von
uns sollte bei Kindern und Jugend-
lichen schlechtes Benehmen dulden.
Es ist unangenehm und begünstigt ein
Klima der Rücksichtslosigkeit. Schutz
vor plötzlich ausbrechender Gewalt ist
schwierig und vielschichtig, denn es
sind Kinder, die da aus ihrer Umge-
bung ausbrechen. Kinder haben ein
Recht auf Schutz, auch auf Schutz vor
sich selbst. Helfen wir ihnen, erproben
wir viele der überall geäußerten Ideen
in der Hoffnung auf größere Erfolgs-
aussichten. Seien sie kein „Harter“,
kein „Weicher“, seien sie ein „Er-
prober“ und helfen sie jedem Kind,
das sie in Schwierigkeiten sehen.

Denn Kinder berühren jeden, Kinder
gehen jeden an! 
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Angeführt wird die Liste von unserem Bürgermeisterkandidaten Werner
Hintze, 57. Der Ortsvereinsvorsitzende ist dreifacher Familienvater und
freiberuflicher Softwareentwickler. Er möchte der Gemeinde seine unter-
nehmerische Erfahrung zugute kommen lassen.

Listenplatz 1
Platz 57 der Kreistagsliste

Ihm zur Seite steht die erfahrene Gemeinde- und Kreisrätin Hilde Nuber.
Die 3-fache Mutter ist 54 Jahre alt und arbeitet als Rechtswirtin im Bereich
Zwangsverwaltung. Ihr Hauptanliegen sind korrekte Gemeindefinanzen.

Listenplatz 2

Auf Platz 3 der Liste findet sich Stephan Raabe. Der 47-jährige Ge-
meinderat ist Steuerfachangestellter und Familienvater. Ihm geht es vor
allem um eine aktivere Gemeinde, die sich einmischt und nicht nur abwartet,
was passiert.

Listenplatz 3

Bianka Poschenrieder, 53 Jahre alt, 2-fache Mutter und langjährige Eltern-
beiratsvorsitzende am Gymnasium in Grafing möchte ihre große Erfahrung
als parteilose Kandidatin in den Gemeinderat einbringen.

Listenplatz 4

Platz 5 der Liste 2 gebührt Thomas Bittruf, einem erfahrenen Rechts-
anwalt. Der 53-jährige Spitzenkandidat für den Kreistag möchte sich vor
allem für mehr Kompetenz einsetzen.

Listenplatz 5
Platz 19 der Kreistagsliste

Gudrun Pautner, 44 Jahre alt, möchte eine bürgernahe Gemeindepolitik.
Für die zweifache Mutter bedeutet das, den Bürgern Möglichkeiten zu geben
– zum Mitmachen, Mitreden und Mitgestalten

Listenplatz 6

Ihr starkes Team für den Gemeinderat
Zorneding (Red.) – in der Gemeinde Zorneding stellen sich die 20 Kandidaten des Ortsvereins der SPD vor. Die bunte Li-
ste zeigt dabei vor allem eine gesunde Mischung aus Erfahrung und Innovation für den Ort.



SPD Zorneding-Pöring                                                                               Rundschau Seite 13

Der Elektrotechniker Gunther Hrdlitschka kandidiert auf Platz 7 für eine
gerechtere und glaubwürdige Kommunalpolitik. Als zweifacher Familienvater
setzt sich der 42-jährige vor allem für eine positive Ortsentwicklung ein, die
alle Generationen berücksichtigt.

Listenplatz 7

Als erster Juso kandidiert der 23 Jahre alte Student der Volkswirtschaftslehre
Michael Vogel auf Platz 8 für die SPD. Er betont, dass es für die Demokratie
wichtig ist, daß sich auch junge Menschen vor Ort in der Gemeinde
engagieren.

Listenplatz 8

Ihm folgt Werner Voigt. Er ist 59 Jahre alt und hat zwei mittlerweile er-
wachsene Kinder. Der Bankkaufmann möchte seine Partei vor allem darin
unterstützen, für mehr Transparenz in der Kommunalpolitik vor Ort zu
sorgen.

Listenplatz 9

Der Kreisvorsitzender der Jusos Ebersberg, Dominik Hintze, möchte sich
vor allem für Nachhaltigkeit der kommunalen Politik einsetzen. Der 25-jäh-
rige Lehramtsstudent ist außerdem in der Bildungspolitik vor Ort und im
Landkreis engagiert.

Listenplatz 10
Platz 31 der Kreistagsliste

Auf Platz 11 der Kandidatenliste befindet sich Dr. Reinhard Daßler. Der
dreifache Familienvater und Projektmanager setzt sich für einen Kurswechsel
in der Gemeindepolitik ein, um frischen Wind in die Gemeinde zu bringen.

Listenplatz 11

Ihm folgt Brigitte Friedrich, 54, auf Platz 12. Die Sekretärin kennt die
Sorgen und Nöte von Alleinerziehenden aus eigener Erfahrung. Sie möchte
sich im Gemeinderat besonders für sie stark machen.

Listenplatz 12

Sachbezogenheit, Offenheit und Transparenz – das sind die Themen, die
Jörg Springer besonders am Herzen liegen. Aus diesem Grund unterstützt
der verheiratete 36-jährige die SPD-Liste in Zorneding.

Listenplatz 13
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Die zweifache Mutter Barbara Dawas ist 42 Jahre alt und von Beruf An-
gestellte bei den Münchner Verkehrsbetrieben. Ihr Anliegen sind offenere
Mehrheitsverhältnisse im Gemeinderat.

Listenplatz 14

Der Schriftführer des SPD-Ortsvorstandes Peter Enderlein, 71, hat be-
sonders den behutsamen Fortschritt im Auge. Für den Amtsrat im Ruhestand
ist kommunalpolitischer Stillstand ein Rückschritt in der Gemeinde.

Listenplatz 15

Studienrektorin Monika Monat, 49, setzt sich ebenfalls für einen Wandel
ein. Die dreifache Mutter weiß, dass Veränderungen mitgestaltet werden
müssen und möchte sich daher im Gemeinderat einbringen.

Listenplatz 16

Hans Beyerer, 55 Jahre alt, setzt sich vor allem für mehr Transparenz in der
Gemeinde ein. Ihm ist es wichtig, daß jeder Bürger mitverfolgen kann was in
der Gemeinde passiert.

Listenplatz 17

Die 53-jährige Doris Krauß-Goldmann setzt sich vor allem für mehr
Bürgerbeteiligung bei der Ortsentwicklung ein. Das gilt besonders für den
Rückbau der alten B304.

Listenplatz 18

Als Kassier im SPD-Ortsvorstand ist Reiner Leonhardt, 59, die Infrastruktur
der Gemeinde, vor allem bezüglich der Sporthalle wichtig. Dem dreifachen
Familienvater liegen aber auch besonders die jungen Familien in der Ge-
meinde am Herzen.

Listenplatz 19

Anna Gruber, 20 Jahre jung, hat als Schülerin besonders die Interessen der
Jugendlichen im Blick. Deren Bedürfnisse und Wünsche sollen in der Ge-
meinde berücksichtigt werden.

Listenplatz 20



Liebe Mitbürgerinnen und
Mitbürger in Zorneding,

es ist schön, im Landkreis Ebersberg
zu leben. Wir gehören hinsichtlich der
Lebensqualität und der Wirtschafts-
kraft zu den Top-Regionen in ganz
Deutschland.

Dies ist aber kein Anlass, uns zufrie-
den zurückzulehnen. Es bedarf viel-
mehr besonderer politischer Anstren-
gungen, um Ihnen allen auch für die
Zukunft eine lebenswerte Heimat zu
erhalten.

In den vergangenen sechs Jahren hat
der derzeit amtierende Landrat mit
seiner CSU-Mehrheit leider viele Fehl-
entscheidungen getroffen: Der Schul-
denberg des Landkreises wird sich
mehr als verdoppeln; über fünf Millio-
nen Euro im Jahr müssen wir deshalb
künftig allein für Zins und Tilgung
ausgeben. Der Bau von bezahlbarem
Wohnraum insbesondere für Familien
mit Kindern wurde eingeschränkt.
Folglich steigen die Kosten für Wohn-
geld und Hartz IV. Und seit Jahren
verhindert der momentane Landrat
ein klares politisches Bekenntnis des

Landkreises für die Landwirte, die auf
den Anbau genveränderter Pflanzen
verzichten.

Weil ich von Geburt an in unserem
Landkreis verwurzelt bin, will ich ihn
mit Leidenschaft und Sachverstand
weiterentwickeln. Meine Ziele sind un-
ter anderem:

bedarfsgerechte Ganztagsangebote
auch an den weiterführenden Schu-
len einzurichten und die Kinderbe-
treuung auszubauen,

mit der landkreiseigenen Woh-
nungsbaugenossenschaft wieder
mehr bezahlbare Wohnungen zu
errichten,

unseren Landkreis durch den Um-
bau der Infrastruktur auf den de-
mografischen Wandel vorzuberei-
ten,

gentechnikfreie Anbauzonen im
Landkreis zu fördern

und die Nutzung regenerativer
Energiequellen voranzutreiben.

Viele Aufgaben liegen vor uns. Um
diese bewältigen zu können, müssen
wir in den nächsten Jahren auf teure

Luxusprojekte, wie die nochmalige Er-
weiterung des Ebersberger Landrats-
amts, verzichten. Mir geht es nicht da-
rum, bald ein neues Amtszimmer be-
ziehen zu können, sondern die für Sie
notwendigen Aufgaben zu erfüllen. 

Dafür bitte ich Sie um Ihr Vertrauen
für mich als Ihren neuen Landrat und
für unsere Kreistagskandidatinnen
und –kandidaten.

Ihr Ralf Kirchner
(Kreisrat)
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Unser Landratskandidat Ralf Kirchner
zur Kommunalwahl am 2. März 2008

Vom Umgang Miteinander
Von Hilde Nuber

Bauerntheater können lustig sein,
meist mit einfacher Handlung verse-
hen, jedoch volksnah und für jeden
Kalauer gut. So geht es auch manch-
mal im Gemeinderat in Zorneding zu:
man fühlt sich versetzt in den Kömö-
dienstadl, zwar ohne Dirndl und Le-
derhose, aber derben Sprüchen der
Mehrheitsfraktion ausgesetzt. Peinlich
quälende Minuten müssen viele Ge-
meinderäte über sich ergehen lassen,
die Kinderstube bleibt außen vor, ein

Haudrauf zieht ein. Laut wird nur je-
mand, wenn er sich ertappt fühlt –
die Damen der CSU werden meist
laut und unflätig, ergreift SPD-Mit-
glied Werner Hintze das Wort. Fühlen
sich die Damen ertappt, bloßgestellt?

Sachlich wird dann nicht diskutiert,
sondern daran vorbeigeredet, in die
unterste Schublade gegriffen, ange-
pöbelt. Dieser Disziplinlosigkeit wird
nicht Einhalt geboten, weder von der
Sitzungsleitung noch von eigenen, ru-
higeren Fraktionsmitgliedern. Dazu
kommt die ewige Ratscherei. Zum

Ratschen sollte man den Sitzungssaal
verlassen oder für wichtige Bespre-
chungen die Auszeitregelung nutzen.
Aber frei nach dem Motto „mir san
mir und mir ham des Sogn“ wird los-
gelegt, bar jeder Kinderstube, bar je-
des konstruktiven Beitrages und bar
jedes kollegialen Verhaltens. Schade,
ist doch solch ein Gremium Entschei-
dungsträger für fast 9.000 Menschen
vor Ort. Sie alle haben solch ein mo-
natliches schreckliches Schauspiel
nicht verdient. Kommen Sie zum Ko-
mödienstadel, der Einlass ist kosten-
los.



Schon in der letzten Rundschau
informierte Frau Bärbel Narnhammer,
MdL, aktuell über das Thema Schüler-
datenbank. Erinnern Sie Sich?

Die Konferenz der Bildungsminister
Deutschlands plant den Aufbau eines
nationalen Bildungsregisters. Hierzu
soll jedes der 16 Bundesländer von
allen Kindern persönliche Daten
erheben. Spätestens bei der Ein-
schulung beginnend werden die
Herkunft des Kindes, der wirt-
schaftliche und soziale Hintergrund
der Eltern und alle relevanten
Informationen des gesamten Schul-
lebens zentral erfasst und in einer
Datenbank gespeichert. Dazu wird
jeder Schülerin bzw. jedem Schüler
eine individuelle Identitätsnummer,
die sogenannte Schüler-ID, zu-
geordnet. Unter dieser werden die ge-
sammelten Daten, angeblich dem
Datenschutz entsprechend, bundes-
weit abgelegt. Doch wie lange werden
diese Daten gespeichert und vor
allem, wie sicher werden diese Daten
geschützt?

Die Bayerische Staatsregierung
erhofft sich von dieser Individual-
datenerfassung neue Erkenntnisse zur
Steuerung des Bildungssystems.
Dabei liegen die gravierenden Mängel
des Bildungssystems für jeden klar
auf der Hand. Mit einer ausreichenden
Finanzausstattung, einer Stärkung
des Ansehens des Lehrerberufes,
einer Modernisierung der
pädagogischen Studiengänge und
einer Trennung von Verwaltungsauf-
gaben und Lehrauftrag in der Schule
wären einige Probleme sofort zu
lösen.

Wie schon Frau Narnhammer
anmerkte, hat der Bund seit der
Föderalismusreform bei der schu-
lischen Bildung allenfalls noch eine
kosmetische Funktion. Und so wird in
Bayern nicht auf einen bundesweiten
Beschluss für oder gegen den Aufbau
einer Schülerdatenbank gewartet,
sondern wieder einmal hat sich das
Bayerische Kultusministerium ent-
schlossen, als Vorreiter bei der
Umsetzung zu „brillieren“ und hat be-
reits die Realisierung des Daten-
erfassungs- und Speicherungssystems
an ein Softwarehaus in Auftrag
gegeben. Das, obwohl sich einige
Bundesländer bereits gegen eine
Umsetzung geäußert haben, es von
allen Seiten Proteste hagelt und der
Datenmissbrauch weltweit zu einem
immer größeren und ernsteren Pro-
blem wird:

Bereits 1987 fällte das Bundesver-
fassungsgericht im Zusammenhang
mit der umstrittenen damaligen
Volkszählung ein Urteil, dass der
Staat die Notwendigkeit einer Da-
tenerhebung begründen muss.

Der bayerische Datenschutzbeauf-
tragte Dr. Karl Michael Betzl warnte
schon im Frühjahr 2007 in seinem
Tätigkeitsbericht davor, dass es kei-
ne Sicherheit gibt, dass bei solchen
Datenbeständen die ursprüngliche
Zweckbindung dauerhaft bestehen
bleibt. Er sagt, je mehr Datenbe-
stände, rückführbar auf eine Per-
son, existieren, umso größer sei die
Gefahr, dass sie in falsche Hände
geraten.

Datenschutzrechtlich und verfas-
sungsrechtlich darf die Erhebung
individueller Daten sowieso nur mit

Zustimmung des Betroffenen erfol-
gen, sonst wäre das Recht auf in-
formationelle Selbstbestimmung
verletzt.

Harald von Bose, Datenschutzbe-
auftragter von Sachsen-Anhalt, kri-
tisiert die Vorratsdatenspeicherung
als Exempel dafür, wie weit
Deutschland schon zum Überwa-
chungsstaat mutiert ist.

Man verliert das rechte Maß beim
Einsatz von Datenspeicherung, äu-
ßerte im Januar 2008 der Bundes-
datenschutzbeauftragte Peter
Schaar. Er erklärte die Vorratsda-
tenspeicherung zum „Sündenfall“!

Der Antrag der SPD an den Bayeri-
schen Landtag, auf die Einführung
der Schülerdatenbank zu verzich-
ten, der auch von der Fraktion der
Grünen unterstützt wurde, schei-
terte im Plenum, obwohl der
Rechtsausschuss vorher seine Zu-
stimmung signalisiert hatte.

Die Petition gegen den gläsernen
Schüler vom Elternbeirat des Gym-
nasiums Grafing wurde von 21.000
bayernweit gesammelten Unter-
schriften unterstützt. Der mit einer
Entscheidung betraute Ausschuss
für Bildung, Jugend und Sport des
Landtags konnte sich nicht zu einer
Annahme durchringen. Immerhin
erkannte er das Anliegen der Eltern
als wichtig genug an, um die Ein-
gabe an die Staatsregierung
weiterzuleiten, d. h. das Gesuch
„wird für geeignet erachtet, bei der
Erarbeitung eines zu erwartenden
einschlägigen Gesetzesentwurfs
(….) unter Umständen berücksich-
tigt zu werden“.

Die Landeselternvereinigung der
bayerischen Gymnasien schloss
sich dem Elternbeirat des
Gymnasiums Grafing mit einem ei-
genen Antrag an und erhielt vom
Landtag den gleichen Bescheid.
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Bildungspolitik statt Bildungsstatistik
- ein Wunsch!

Von Bianka Poschenrieder



Es hilft auch nicht, dass der Daten-
schutzbeauftragte erklärt, wie falsch
das Prinzip „ich habe nichts zu ver-
bergen“ ist. Vielmehr müsste sich
derjenige rechtfertigen der etwas
wissen will, sagt er. Es sieht so aus,
als wolle das Bayerische Kultus-
ministerium alle Warnungen vor der
Gefahr des Datenmissbrauches igno-
rieren. Ist Aktionismus zur Bildungs-
statistik möglicherweise bequemer als
sich ernsthaft Gedanken über die Ver-
besserung des Bildungssystems zu
machen? Billiger ist es auf jeden Fall.

Wir schrecken also weiterhin zu-
sammen, wenn wir in den Nachrichten
hören, wie in großem Maßstab per-
sonenbezogene Daten entwendet
werden konnten, wie z.B. seit Oktober
2007 vier Mal in Großbritannien ge-
schehen. In Zukunft werden die
Daten auch von allen Bundesbürgern
gesammelt werden, von der Geburt
bis zum Tod, teilweise ohne unser
Wissen! Es beginnt bei der geplanten
Gesundheitskarte, es folgt die
Schüler-ID, der mit biometrischen
Daten erweiterte Pass bzw. Personal-
ausweis, die Speicherung von Telefon-
und Internetverbindungen und endet,
im Moment, bei der Videoüber-
wachung an öffentlichen Orten. Zu-
sammen ausgewertet können aus
diesen Daten konkrete Persönlich-
keitsprofile erstellt werden. Und alles
zentral gespeichert, alles zentral vor-
rätig zum Datenklau. Es wird nicht nur
den gläsernen Schüler geben, der
gläserne Bürger kommt. George
Orwell lässt grüßen!

Wollen wir das wirklich?
Ist das unser Wunsch?
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2 aus Zorneding = 3 für Ebersberg?
Eine Glosse von Stephan Raabe
Seit geraumer Zeit lächeln sie uns von den Plakatwänden im Ort entgegen,
die Kreistagskandidaten der Zornedinger CSU. Unter dem Titel „CSU = 3 für
Ebersberg“ präsentieren sich in trauter Runde: der amtierende Bürgermeis-
ter Pfluger mit einem weiteren CSU-Mann aus dem Ort und seinem Ge-
schäftsleitenden Beamten, zugleich CSU-Bürgermeisterkandidat.

Das Plakat soll uns sagen: Hier stehen drei CSUler zur Wahl, die sich im
Kreistag wacker für die Belange Zornedings einsetzen werden. Denn aus
Sicht der CSU hat Ihr Bürgermeisterkandidat Piet Mayr einen schweren
Schönheitsfehler: er wohnt nicht im Ort, sondern in Parsdorf, also „da hin-
ten, wo’s zum Segmüller geht“. Die „3 für Ebersberg“ sind also nur 2 aus
Zorneding. Da hilft es auch nicht, dass sich die Zornedinger Liberalen für ihn
derart begeistern, dass man meinen könnte, das Kürzel FDP stehe nicht nur
für den Parteinamen, sondern bedeute in Zorneding auch noch „Für Den
Piet“.

Alles kein Thema, wäre da nicht die Angewohnheit der CSU, sich stets be-
sonders lokalpatriotisch zu geben und dies bis hin zum Exzess: Wenn es da-
rum geht, wer bei der Neugestaltung der durch die Umgehungsstraße von
Durchgangsverkehr entlasteten Ortsdurchfahrt B 304 mitreden darf, gelten
für die CSU und ihren Bürgermeisterkandidaten Bürger, die einen Straßen-
zug entfernt wohnen, schon mal als „Ortsfremde“, die nix zu sagen haben.
Dagegen ist die Aufstellung eines Kandidaten aus Parsdorf schon nachgera-
de weltläufig, aber aus CSU-Sicht eben auch problematisch.

Um dem Vorwurf der Rosstäuscherei zu entgehen, hat die CSU auf ihr Pla-
kat schreiben lassen „3 für Ebersberg“, was stimmt, weil dort der Kreistag
zusammenkommt. Im CSU-Prospekt für den Kreistag firmiert der Bürger-
meisterkandidat von der Zornedinger „3 für Ebersberg“ als „Pieter Mayr, Va-
terstetten-Parsdorf“, denn auf eine genaue Ortsbezeichnung legt die CSU
nun einmal Wert – Stichwort: Lokalpatriotismus.

Stellt sich die Frage: Wie wird der CSU-Mann Pieter Mayr aus Vaterstetten-
Parsdorf im Kreistag entscheiden, sollte er von den Wählerinnen und Wäh-
lern auch noch zum Bürgermeister von Zorneding befördert werden? Droht
eine politische Persönlichkeitsspaltung und heißt dann die Gleichung:

1 Mayr in Ebersberg = Pieter für Parsdorf + Piet für Zorneding?

www.spd.de



Im Rahmen der alljährlichen “Junior-
Akademie” luden wir Jusos 2007 den
ehemaligen Bundesinnenminister Otto
Schily nach Pöring ein. 2008 kam er
auch und diskutierte mit uns sowie
rund 30 Gästen über die aktuelle si-
cherheitspolitische Diskussion.

Durch die Überfälle in der Münchner
U-Bahn ist derzeit vor allem die Dis-
kussion über gewaltbereite Jugendli-
che entstanden, die massiv den Wahl-
kampf in Hessen, aber auch in Mün-
chen dominiert. Otto Schily konnte
überzeugend und vor allem ohne die
allgegenwärtige Hysterie über Hinter-
gründe und Aktionsmöglichkeiten auf-
klären.

Dabei entlarvte er viele der als prakti-
kable “Lösung” angepriesenen Vor-
schläge als haltlos, kontraproduktiv
oder sogar gefährlich. Eine beliebte
Forderung sei es, einfach das Straf-
maß zu erhöhen, weil damit eine ab-
schreckende Wirkung erreicht werde.

Allerdings verneinen das jene mit Er-
fahrung im Strafvollzug. Wenn 10 Jah-
re Haft den Eindruck auf den Straftä-
ter verfehlen, dann auch 15 Jahre. Vor
allem darf man nicht vergessen, daß
es sich meistens um Taten im Affekt
oder unter Alkohol- bzw. Drogenein-
wirkung handelt, und da denkt der
Täter natürlich nicht über das mögli-
che Strafmaß nach.

Die Proportionen, das Verhältnis zwi-
schen Tat und Strafe darf außerdem
nicht kaputt gehen: 15 Jahre sind eine
lange Zeit, ein Mörder hat i.d.R. diese
Zeit abzusitzen. Das darf man doch
nicht gleichsetzen mit einem betrun-
kenen 17-Jährigen.

Ebenfalls beliebt unter den Forderun-
gen ist der sogenannte Warnschußar-
rest, ein rascher Gefängnisaufenthalt
als eine Art Schocktherapie. Schily
hält das für eine Möglichkeit, die ein-
fach einmal erprobt werden sollte. Die
Bundesregierung unter Frau Merkel
hat diesen Vorschlage jedoch erst ein-
mal abgelehnt.

Allerdings gilt es zu bedenken, daß
eine Sanktion auch rasch erfolgen
muß, weil sonst die Wirkung verloren

ist. Das geht aber genau in Hessen
nicht, dort wartet ein verurteilter
Straftäter mitunter bis zu einem Jahr
auf einen “Platz im Gefängnis”, weil
CDU-Ministerpräsident Koch die Mittel
gekürzt hat. Ebenso hat er die Mittel
für die Polizeiarbeit gekürzt, auch in
Bayern kein unbekanntes Thema. In-
folge dessen stieg unter Koch die Ju-
gendkriminalität in Hessen im Gegen-
satz zum Bundestrend an – daher ent-
puppte sich der Wahlkampf Kochs nun
endgültig als verlogene Masche.

Fordern ist eine Sache, aber man muß
auch das Personal und die Infrastruk-
tur bereitstellen. Koch täuscht den
Menschen einen Lösungsweg vor –
man kann so gar nichts erreichen.
„Jetzt wollen sie Kinder auch noch in
den Knast stecken, also den Jugend-
strafvollzug bereits ab 12 Jahren grei-
fen lassen”, was Otto Schily geradezu
„erbärmlich” findet.

In Anlehnung an publikumwirksames
Fernsehen fordert man auf Seiten der
Union auch gerne ein Erziehungscamp
wie in den USA – harter Drill und eine
ordentliche, militärische Erziehung
sollen den Jugendlichen wieder in die
rechten Bahnen lenken.

Das geht aber auch sinnvoller als in
den USA, denn tatsächlich werden in
diesen Erziehungscamps die Jugend-
lichen gebrochen und neu aufgebaut.

Das erzeuge aber “gesellschaftliche
Zeitbomben”, so Schily. 

Die Amerikaner sind kein Vorbild –
eine Reihe von Wissenschaftlern ist
bei diesen Camps sehr skeptisch und
die Kriminalitätsrate in den USA be-
weist ja, daß der Erfolg nicht gegeben
ist. Man sollte im Übrigen nicht jeden
Jugendlichen, der mal irgendeine Klei-
nigkeit angestellt hat, gleich mit einer
kriminellen Karriere abstempeln.
Untersuchungen belegen erstaunli-
cherweise, daß die Rückfallquote bei
denen, die nicht erwischt werden und
daher nicht in einer Strafanstalt wa-
ren, deutlich geringer ist, als bei Be-
straften.

Einen großen Kritikpunkt stellt außer-
dem die Schulpolitik dar: dank G8 ist
die schulische Entwicklungsbegleitung
vollkommen auf Demontage umge-
stellt. „Kinder werden da regelrecht
zerstört”, weil ihre Entwicklung behin-
dert wird. Dem menschlichen Leben
liegt auch ein Rhythmus zugrunde –
den kann man nicht einfach vorverle-
gen!

Im Anschluß erklärte Schily den teil-
weise überraschten Zuschauern, was
das Strafrecht eigentlich für eine Auf-
gabe und Wirkung haben muß. Straf-
recht kann nicht einfach ein billiger
Sanktionenkatalog zu Rachezwecken
sein. Sinn und Zweck muß es sein,
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Dr. Otto Schily in Zorneding
Von Dominik Hintze



präventiv zu wirken. Eine Strafe soll
verhindern, daß derselbe Täter noch
einmal eine Straftat begeht.

Man unterscheidet hier zwei verschie-
dene Wirkungen. Spezialpräven-
tion heißt, das Individuum soll beein-
flußt werden, um ein anständiger Bür-
ger zu werden. Das ist über einen
Warnschußarrest und über eine indivi-
duelle Betreuung und Erziehung er-
reichbar.

Eine Generalprävention meint, daß
alle beeinflußt, also abgeschreckt
werden. Über das Ausmaß, wie gut
das funktioniert, sind ganze Bibliothe-
ken geschrieben worden. Es gibt kei-
ne Faustformel, keinen Satz, der das
irgendwie erfaßt.

Übrigens gibt es im Rahmen der Ter-
rorismusdiskussion keine Abschrek-
kung – wie will man Selbstmordatten-
täter mit der Todesstrafe abschrek-
ken?

“Die beste Kriminalpolitik ist eine
gute Sozialpolitik”

Was kann man nun konkret und lang-
fristig tun, wollten die Bürger wissen.
Prävention, so lautet die Antwort. Was
ist Prävention? Auch hier kann man
wieder unterscheiden:

Technische Prävention, z.B. gegen
Autodiebstähle. Technische Präven-
tion hat sich bewährt, man gerät zwar
immer wieder noch an Grenzen, aber
man kommt schon voran. 

Es gibt noch alternativ die organisa-
torische Prävention, besonders bei
Korruptionsdelikten. Sie richtet sich
gegen Machenschaften von Gruppen
in einem System und wirkt daher am
wenigsten faßbar.

Zum Dritten und mit am wichtigsten:
Die soziale Prävention. Schauen
wir uns also mal die Zahlen an. Man
muß nämlich nicht nach dem Migra-
tionshintergrund fragen, sondern
nach der sozialen Herkunft. Der Anteil
der Kriminalität der Deutschen unter
den gleichen Schichten ist genauso
hoch, sogar mitunter höher als unter
Migrantenkindern. Gibt es keine Zu-
kunft, geraten die Menschen ins Ab-
seits, dann geschieht es häufiger, daß
die Jugendlichen kriminell werden.
Das ist keine Entschuldigung, sondern
eine Erklärung.

Es gibt aber auch keinen Automa-
tismus. Es kommen immer gesell-
schaftliche Situation und individuelle
Verantwortung zusammen. Das erfor-
dert keine Glacéhandschuhe, wohl
aber Härte mit Augenmaß.

Eine weitere Form der Kriminalitäts-
verhütung ist die Kulturelle Präven-
tion: Es ist auch entscheidend, was
mit Jugendlichen kulturell gemacht
wird. „Wer Musikschulen schließt, der
schadet der Inneren Sicherheit.” Per-
sönliche Entfaltung verhütet unglaub-
lich viel, weil die Kinder etwas haben,
worum sie sich kümmern. Singen ist
im Übrigen die erste Form der Kom-
munikation, das sollte man nicht ver-
gessen. In London gibt es ein Viertel
mit sehr vielen musikalischen Angebo-
ten und dort ist die Kriminalitätsrate
sehr niedrig. Musik diszipliniert, er-
zeugt Zusammenhalt.

Ein rundes Konzept muß ein vernünf-
tiges Verhältnis von Repression und
Prävention haben. Apparate alleine
sind es nicht, der menschliche Faktor
muß wieder hineingebracht werden.
Die Länder, die da zuständig sind,
müssen sich bewegen. Man darf sich
nicht hilflos vorkommen.
Zum Schluß, nach mehr als zwei Stun-
den Diskussion, sagte Otto Schily:

„Niemand hat den Stein der Weisen
zu Hause. Eine hundertprozentige
Sicherheit gibt es nicht, wer das be-
hauptet, lügt. Aber wir haben den An-
spruch, den Menschen zu schützen,
und wir als Sozialdemokraten können
für uns in Anspruch nehmen, stets mit
Augenmaß gehandelt zu haben.”

Da hat er recht.
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Liebe Zornedinger Bürgerinnen
und Bürger, 

am 25. Januar wurde das neue Gen-
technikgesetz im Deutschen Bundes-
tag verabschiedet. Die SPD-Bundes-
tagsfraktion hat sich bei der Novellie-
rung des Gentechnikgesetzes für den
Schutz der gentechnikfreien Landwirt-
schaft und Lebensmittelproduktion
eingesetzt. Und: Wir haben uns in
weiten Teilen durchgesetzt. Vor allem
mit der „Ohne Gentechnik“-Kenn-
zeichnung haben wir ein effektives In-
strument geschaffen, mit dem die
Verbraucherinnen und Verbraucher
selbst in Zukunft mit ihrem Einkauf di-
rekt Einfluss darauf nehmen können,
ob sich der Einsatz der Gentechnik in
der Landwirtschaft durchsetzt oder
nicht. 

Die Kennzeichnungsregelung für Le-
bensmittel „ohne Gentechnik“ stellt
auch nach Auffassung der Verbrau-
cherschutz- und Umweltverbände ei-
nen wichtigen Schritt für mehr Wahl-
freiheit dar – sie wurde ausdrücklich
als „großer Gewinn“ (Greenpeace) be-
grüßt. 

Da die Befürworter der grünen Gen-
technik versuchen, hier eine Verunsi-
cherung zu schaffen, möchte ich an
dieser Stelle die Voraussetzungen für
eine entsprechende Kennzeichnung
darstellen:

Lebensmittel dürfen weder gentech-
nisch veränderte Organismen (GVO)
enthalten noch aus oder durch GVO
hergestellt werden. Den Lebensmit-
teln dürfen grundsätzlich auch keine
Zusatzstoffe bzw. Enzyme zugesetzt
werden, die mit Hilfe gentechnischer
Verfahren gewonnen wurden. Aus-
nahmen kann es nur geben, wenn sol-
che Stoffe gentechnikfrei nicht mehr
verfügbar sind und in einem besonde-
ren Verfahren nach der EU-Ökover-
ordnung zugelassen werden. Derzeit
und bis auf weiteres gibt es solche
Ausnahmen nicht. 

Für tierische Produkte (Milch, Eier,
Fleisch) gilt zusätzlich: Die Tiere dür-
fen nicht mit gentechnisch veränder-
ten Pflanzen gefüttert werden. Dass
beim Futter der Zusatz von Vitaminen
weiterhin möglich und der Einsatz von
Tierarzneimitteln weiter zulässig ist,
wird den Fortschritt dieser Regelung
nicht schmälern. Hier ist in erster Linie
die sog. rote bzw. weiße Gentechnik
betroffen, die ja nicht die freie Natur
betrifft. Demgegenüber werden die
Verbraucherinnen und Verbraucher
nun klar erkennen können, welcher
Hersteller auf Gen-Pflanzen in der
Fütterung verzichtet. 

Am 15.2.08 passiert das Gesetz den
Bundesrat und tritt danach hoffentlich
bald in Kraft. Wenn dann Produkte

„ohne Gentechnik“ endlich für Ver-
braucherinnen und Verbraucher er-
kennbar sind, hat dies – bei entspre-
chendem Einkaufsverhalten – Auswir-
kungen nicht nur auf den Anbau von
Futterpflanzen und den Futtermittel-
markt, sondern auch auf pflanzliche
Lebensmittel, weil Verunreinigungen
vermieden werden. 

Damit liegt es auch in Ihrer Hand:
Wenn Sie – wie die Mehrheit der Ver-
braucherinnen und Verbraucher -
Gentechnik ablehnen, sollten Sie ge-
zielt Produkte wie Milch, Eier und
Fleisch mit der „Ohne Gentechnik“-
Kennzeichnung nachfragen. Denn dies
wird den gentechnikfreien Anbau
enorm stärken! 

Aus Sorge um ihren Marktanteil wird
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Bericht aus Berlin
Unser Bundestagsabgeordneter Ewald Schurer zu aktuellen Themen
Klare Kennzeichung für Lebensmittel “Ohne Gentechnik“
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derzeit aus den Reihen der von der
Gentechnikindustrie abhängigen
Unternehmen, wie z.B. von Anbietern
von GVO-Futtermitteln versucht, die
neue Kennzeichnungsregelung in
Misskredit zu bringen – wobei auch
vor Falschbehauptungen nicht zurück-
geschreckt wird. 

Bitte helfen Sie mit und klären Sie
Freunde und Verwandte auf über die
neue „Ohne Gentechnik“-Kennzeich-
nung auf: Wer den Anbau gentech-
nisch veränderter Pflanzen ablehnt,
kann mit dem Einkauf solcher Produk-
te die gentechnikfreie Landwirtschaft
unterstützen.

Auch in anderen Punkten haben wir
viel erreicht.

Nach den ursprünglichen Plänen der
Union sollte der Einsatz der grünen
Gentechnik erheblich erleichtert wer-
den. So sollte z.B. das Haftungsrecht
völlig geändert – und das für die er-
forderliche Transparenz notwendige

Standortregister massiv eingeschränkt
werden. 

Bei der guten fachlichen Praxis sollte
für den Anbau von gentechnisch ver-
ändertem Mais ein Mindestabstand
von nur 50 Metern gelten. Hier konn-
ten wir erreichen, dass nun Abstände
von 150 m zu einem Feld mit konven-
tionellem Mais und 300 m zu einem
Feld mit ökologischem Mais einzuhal-
ten sind. Vereinbarungen über die
Nichteinhaltung der Mindestabstände
zwischen Nachbarn waren ursprüng-
lich so wenig transparent gestaltet,
dass die Betroffenen über die Folgen
solcher Absprachen im Unklaren ge-
blieben wären. Dritte sollten keine
Kenntnis über diese Absprachen er-
halten. Damit der schleichenden Ver-
unreinigung mit gentechnisch verän-
derte Organismen Tür und Tor geöff-
net worden wäre. Ein weiterer Schutz
der konventionellen Landwirtschaft
und eine Gleichstellung des konven-
tionellen Anbaus mit dem ökologi-

schen scheiterten am Widerstand der
CDU/CSU. 

Ebenso bleibt die Haftung unangetas-
tet und wird nicht beschnitten. Auch
verbleibt es bei der verschuldensun-
abhängigen und bei der gesamt-
schuldnerischen Haftung, wenn meh-
rere Verursacher in Betracht kommen.

Berücksichtigt man diese Ausgang-
sposition, so ist deutlich erkennbar,
dass sich die SPD in weiten Teilen zu-
gunsten einer gentechnikfreien Land-
wirtschaft durchgesetzt hat und wir
zufrieden sein können. 

Mit freundlichen Grüßen

Ihr Ewald Schurer, MdB 

Der Bundesfinanzminister in Markt Schwaben
Von Dominik Hintze

Im Rahmen der “Schwabener Sonn-
tagsbegegnungen” stellte sich auf
Einladung von Bürgermeister Bern-
hard Winter der Bundesfinanzminister
Peer Steinbrück den Fragen von Dr.
Hans-Jochen Vogel, der auch als
Schirmherr der Sonntagsbegegnun-
gen bekannt ist. Das Motto lautete:
“Wie kommt das Neue in die Welt?”

Humorvoll und gar nicht wie der er-
wartete “Buchhalter” dominierte
Steinbrück dann auch das Gespräch,
sprach vom demografischen Wandel
über die Situation des Bundeshaus-
haltes und das Kindergeld bis hin zur

Wohlstandsschere, der Globalisierung
und den Entwicklungen der deutschen
Demokratie. Die Themen waren eben-
so vielfältig wie die breitgestreuten
Kompetenzen des Ministers.

Zum Schluß gab Dr. Hans-Jochen Vo-
gel Peer Steinbrück noch eine Samm-
lung von Papstzitaten seit 1891 mit,
die sich für einen menschenwürdigen
Mindestlohn aussprechen. Peer Stein-
brück versprach eine “sehr schöne
Rede vor dem Bundestag”. Wir sind
gespannt.

Wer sich für die vielen Inhalte
des Gespräches interessiert:

www.jusos-ebersberg.de

Dort findet sich ein längerer
Artikel zum Download.
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Im Sommer ist es (hoffentlich) wieder soweit.

Gemeinsam mit Millionen anderer Fußballfans sitzen wir
wieder vor dem Bildschirm und drücken während der Euro-
pameisterschaft unserer Nationalmannschaft die Daumen. 

In den notwendigen anschließenden Analysen werden wir
von niemandem unser Expertentum und unsere Fach-
kenntnisse in Frage stellen lassen.

Dabei müssen sich selbstverständlich auch die Schieds-
richterleistungen einer kritischen Betrachtung gefallen las-
sen. Es ist doch für alle selbstverständlich, dass schlechte
Schiedsrichterleistungen den Spielausgang entscheiden. 

Es ist für jedermann nachvollziehbar, dass ein in den Re-
geln festgelegter Strafstoß für ein verbotenes Handspiel
nichts nutzt, wenn das Handspiel durch den Schiedsrichter
nicht gepfiffen wird. Jedem von uns würde es als absurd
anmuten, wenn die Fußballverantwortlichen auf einen re-
gelwidrig unterbliebenen Elfmeterpfiff mit der Forderung
nach einer längeren Spielsperre für den verantwortlichen
Spieler reagieren, die Leistung des Schiedsrichters aber für
bedeutungslos erklären.

Jeder von uns wird zustimmen, wenn der Reporter fordert,
dass der Schiedsrichter nun mal endlich entschlossen
durchgreifen muß, wenn das gegenseitige Foulspiel der
letzten Spielminuten nicht noch weiter eskalieren soll. Es ist
doch selbstverständlich, dass auch die eigene Mannschaft
durch das nicht geahndete regelwidrige Verhalten des Geg-
ners zum eigenen Foulspiel provoziert wird.

Es kann doch unserer Mannschaft nicht zugemutet werden,
Nachteile etwa durch Beachtung der Abseitsregel in Kauf zu
nehmen, wenn man diese Beschränkung nicht auch vom
Gegner verlangt. Was ist ein Ergebnis, was ist die gesamte
Meisterschaft wert, wenn die Regeln, die aufgestellt wur-
den um ein unerwünschtes Verhalten der Spieler zu ver-
hindern, nicht durchgesetzt werden.

Da alles ist so selbstverständlich, dass sich nun wohl die
meisten fragen werden, was will der Verfasser denn ei-
gentlich?

Ist es aber wirklich so selbstverständlich, wenn wir beob-
achten müssen, wie ein für die Durchsetzung der staat-

lichen Regeln verantwortlicher Politiker nach einer Verlän-
gerung der Spielsperre für Jugendliche schreit, dabei aber
verantwortlich dafür ist, dass Fouls nicht geahndet werden
können?

Wie ist denn eigentlich die Bemerkung von Kommunalpoli-
tikern zu bewerten, dass die polizeiliche Kontrolle eines
kommunalen Tempolimits nur Abzocke sei? Müssen wir
nicht unsere Beobachtung aus dem Fußball, dass nicht ge-
pfiffene Regelverstöße zu einem Verfall der Regeln insge-
samt führen, auch auf diese auf den ersten Blick “bürger-
freundliche” Rechtsanwendung übertragen. Ist es wirklich
abwegig, in dieser “bürgerfreundlichen” Rechtsanwendung
auch eine Ermutigung zu anderen Regelverstößen zu se-
hen?

Ich freue mich auf ein neues Sommermärchen
Überlegungen eines Fußballfans

Von Thomas Bittruf

Nicht vergessen:

am 2. März ist Kommunalwahl
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“Jina langu ni Stephan, ninatoka Zor-
neding. Na wewe, je? “

“Jina langu ni Alexander, ninatoka
Neukeferloh.” So klingen die ersten
Sprachübungen in Kisuaheli mit denen
sich die Reisegruppe aus Baldham,
Neukeferloh und Zorneding für ihre
Reise in die Partnergemeinden im Sü-
den Tansanias vorbereitet. Man
kommt auch mit Englisch in Tansania
zurecht, aber ein paar Sätze in Kisua-
heli werden es uns leichter machen,
mit den Menschen in unseren Partner-
gemeinden Usuka und Makoga zu
feiern. Zu feiern gibt es wirklich et-
was: 25 Jahre besteht die Partner-
schaft im Jahr 2008 zwischen der Pe-
trigemeinde Baldham und der Christo-
phoruskirche Zorneding zu den evan-
gelischen Gemeinden in Usuka und
Makoga. 

Die 25 Jahre sind angefüllt mit vielen
guten Erfahrungen der Gemeinsam-
keit trotz der großen Entfernung von
7000 km und der sehr unterschied-
lichen klimatischen, kulturellen und
wirtschaftlichen Lebensbedingungen.
Unendlich viele Briefe erzählten jedes
Jahr immer wieder neu von Regen
und Dürre. Der Gedanke, dass die
Freunde in Tansania Hunger leiden
müssen, hat die Herzen der Menschen
hier immer wieder sehr bewegt, be-
sonders die der Generation, die Hun-
ger noch erlebte, nicht aus Diätgrün-

den, sondern aus existentieller Not.
Doch auf unsere Nachfrage, ob oder
wie wir helfen könnten, antwortete
zum Beispiel Barnabas Ngata: „Oh,
Ihr habt ja viel Mühe mit der Partner-
schaft und macht Euch so viele Ge-
danken, aber mit Hungersnöten ha-
ben wir Übung, macht Euch des-
wegen keine Gedanken; aber wenn
Ihr uns helft, unsere Kinder auszubil-
den, dann ist das wunderbar.“

So hat der Partnerschaftsausschuss in
Usuka schon 1995 einen Schulgeld-
fond gegründet, der Dank regelmäßi-

ger Spenden besonders auch unserer
Konfirmanden, eine kontinuierliche
Ausbildung junger Menschen in Tan-
sania ermöglichte. Die Grundschulen
erheben kein Schulgeld, aber die
weiterführenden Schulen verlangen je
nach qualitativer Ausstattung von 70.-
bis zu 320.- € reine Schulgebühren im
Jahr. Schuluniform, Bücher, Hefte und
Unterkunft sind darin noch nicht ent-
halten.

Viele Jungen und Mädchen haben in-
zwischen die Mittlere Reife abge-
schlossen, einige haben die Hoch-
schulreife erlangt und erfolgreich stu-
diert: Bahati hat Verwaltung studiert
und arbeitet jetzt in einer Parteizen-
trale bei Daressalaam, Asnath unter-
richtet in einer Secondary School,
Hans studiert Pädagogik für die Uni-
laufbahn, Elisony arbeitet als Supervi-
sor bei der tansanischen Straßenbau-
gesellschaft, Tulilumwi studiert Kran-
kenhausmangement und Tumaini ar-
beitet als diplomierte Krankenschwe-
ster in einem HIV/Aids Projekt. Die El-
tern der Schüler und Schülerinnen
sind sehr dankbar für die Schulgeldhil-
fe und betonen immer wieder: „Aus-
bildung ist der Schlüssel zum Leben
und ein besseres Erbe als Besitz.“ 

Neben diesem Schwerpunkt der Part-
nerschaftsbeziehungen wurden durch
gegenseitige Besuche das Verständnis
füreinander gestärkt und es konnten

Partnerschaft mit Usuka / Makoga
Von Sieglind Sauer
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Michael Nuber ist im August 2007
verstorben. Er hat seine schwere
Krankheit mit bewundernswerter
Kraft ertragen, ging offen mit ihr um
und hat sich ganz bewusst von sei-
nen Freunden verabschiedet. Wer
dabei war, wird es nie vergessen. 
Michael Nuber war eher ein zurück-
haltender Mensch. Das Rampenlicht
war seine Sache nicht, er wirkte lie-
ber im Hintergrund und unterstützte
als guter Geist die Seinen bei ihrem
Tun. Bei vielen ehrenamtlichen Akti-
vitäten hatte er maßgeblichen Anteil
an ihrem Erfolg. Michael Nuber en-
gagierte sich beim Verein „Das Alter
erleben in Zorneding“, bei der Agen-
da 21, beim Talentering, bei der
Zornedinger Tafel und nicht zuletzt

bei vielen Aktivitäten des SPD-Orts-
vereins.
Die von ihm organisierten „Spazier-
gänge“ in und um Zorneding waren
eine große Bereicherung und auch
sonst half uns Michael, wo er nur
konnte, obwohl er der SPD nie bei-
getreten ist. Dies ist die erste Aus-
gabe der RUNDSCHAU, an der er
nicht mehr mitgearbeitet hat und
das Team kann nur versuchen, seine
Qualität aufrecht zu erhalten. 
Erst mit dem zeitlichen Abstand wird
erkennbar, welchen Verlust unsere
Gemeinde erlitten hat. Alle die mit
ihm zusammenarbeiten durften, sind
sehr dankbar für seine stets selbstlo-
se Unterstützung, besonders auch
der Ortsverein der SPD. Wir werden

uns dafür einsetzen, dass das starke
soziale Engagement von Michael Nu-
ber in Erinnerung bleibt und weiter
wirkt.

viele kleine Projekte vorangebracht
werden: Erwachsenenbildung in ver-
schiedenen Seminaren: Englisch, Lei-
tungsaufgaben in der Gemeinde,
Buchhaltung und Kurse zur Waisenbe-
treuung. 

Enea und Paulina besuchten Aidsprä-
ventionsseminare in Njombe und er-
weiterten ihr Wissen beim Besuch der
Aidshilfe in München. Barnabas und
Henry sammelten „Solarerfahrungen“
in der Solarstation bei Miesbach. In
Henrys Schule werden Klassenzimmer
mit Solarstrom beleuchtet und in der
Kirche in Makoga gibt es jetzt Solar-
strom und auch im Pfarrhaus und im
Gemeindehaus mit Kindergarten

brennt abends Licht. Die Schulkinder
können sich jetzt bei Licht im Gemein-
dehaus abends auf ihre Jahresprüfun-
gen vorbereiten und Barnabas macht
seine Buchhaltung am Computer. 

In Euphorie versetzt in Usuka die jun-
gen Eltern der Aufbau des Montesso-
ri-Kindergartens. Der Eine-Welt-Laden
in Baldham finanzierte die Ausbildung
der Erzieherin, Naomi Ngole, und
übernimmt jetzt auch ihr monatliches
Gehalt von 25.- € . Die Eltern sind be-
geistert von der qualifizierten Erzie-
hung ihrer Kinder, die Kinder lieben
Naomi und Naomi liebt ihre Kinder.

In 25 Jahren ist durch Briefe, Besuche

und viele gemalte Bilder der Schulkin-
der in Zorneding und Pöring ein fes-
tes, tragfähiges Band zwischen den
Menschen im Süden Tansanias und
hier bei uns entstanden. Das muss ge-
feiert werden. Wenn alle Planungen in
Erfüllung gehen, wird sich im August
2008 eine bunt gemischte Gruppe aus
Jung und Alt, auf das Abenteuer einer
Partnerschaftsreise in die Buschdörfer
aufmachen.

Wer helfen möchte:

Christophoruskirche Zorneding
Kto. 709 999
Raiffeisenbank Zorneding
BLZ 701 696 19

Erinnerung an Michael Nuber
von Werner Hintze
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www.mitmachen.spd.de

Lust auf Politik?
In unserer Mitte ist noch Platz

Wie stellen wir uns unsere Gesellschaft in Zukunft vor? 

Willy Brandt hat einmal gesagt: „Gerade wer das Bewahrenswerte bewahren will, muss verändern, 
was der Erneuerung bedarf.“

Politik lebt vom Mitmachen. Wo könnten Sie Ihre Ideen besser einbringen als bei der SPD mit ihrer 
142-jährigen Tradition. Die SPD ist die Partei der Diskussion und des Dialogs. Was andere gerne 
hämisch als ‚Zerstrittenheit‘ diffamieren, ist in Wahrheit die Stärke der SPD. Andere mögen sich demütig 
ihre Meinung verordnen lassen - wir Sozialdemokraten suchen und finden miteinander die beste Lösung in 
allen Feldern der Politik. Machen Sie mit! 

o Ich möchte regelmäßig Informationen
der SPD per E-Mail erhalten.

o Ich möchte Mitglied werden!
Bitte senden Sie mir ein Eintrittsformular
und Informationsmaterial zu.

Bitte kreuzen Sie das Zutreffende an und
senden Sie den Abschnitt an uns - per Fax oder per Post!

SPD-Ortsverein Zorneding-Pöring
Ingelsberger Weg 18 | 85604 Zorneding
Fax 08106-247511 | werner.hintze@spd-online.de

xx

Name
________________________________

Straße
________________________________

PLZ + Ort
________________________________

Telefon
________________________________

Telefax
________________________________

E-Mail
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Verehrte Leserin, verehrter Leser!
Sie können nicht überall sein? Die Mitarbeiter der Verwaltung
und die Gemeinderäte auch nicht! Aber gemeinsam sind wir
stärker. Teilen Sie uns doch bitte mit, wenn Ihnen etwas auffällt,
das im Gemeindegebiet nicht in Ordnung ist. Dieser Zettel soll
Ihnen dabei helfen. Wir kümmern uns!

o Gehweg/Straße beschädigt
o Sträucher/Bäume zurückschneiden
o Spielgerät beschädigt
o Straßenlampe brennt nicht
o Straßenlampe beschädigt
o Verkehrsschild beschädigt
o Container voll/verschmutzt
o Gully verstopft
o Sonstiges _________________________

_________________________

Wann festgestellt _________________________

Wo festgestellt    _________________________

Datum _________________________

Name _________________________

Adresse _________________________

Telefon _________________________

Zettel bitte senden an:
Werner Hintze, Ingelsberger Weg 18, 85604 Zorneding

Unser Ort soll sauber bleiben!
Von Werner Hintze
Möchten Sie, dass es bei Ihnen vor dem Haus so aussieht?
Niemand will das!

Deshalb unsere Bitte: Wenn Sie Ihr Papier oder Glas ent-
sorgen und ihr Lieblings-Container ist voll, dann fahren Sie
bitte zum nächsten Standort.

Sollte das nicht gehen, verschieben Sie Ihr Vorhaben auf
den nächsten Tag und vergessen Sie nicht, das Rathaus zu
informieren.

Die Verwaltung gibt sich viel Mühe und lässt die Container
manchmal täglich leeren. Aber niemand kann überall zu-
gleich sein. 

Wir wollen alle eine gepflegte Umgebung. Aber ohne Ihr
Mitmachen geht es nicht!
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